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Während sich die 
Gründungstätigkeit auf 
niedrigem Niveau 
be!ndet, denkt das 
Bundesarbeitsministe-
rium über einen 
Gesetzesentwurf zum 
Thema Scheinselbst-
ständigkeit und eine 
Altersvorsorgep"icht 
für Selbstständige 
nach. Genügend Stoff 
für ein Gespräch mit 
Dr. Andreas Lutz vom 
Verband der Gründer 
und Selbstständigen 
Deutschland e. V. 
(VGSD), den der WIRT-
SCHAFTSSPIEGEL in 
München traf.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Die frühere 
Arbeitsministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) verunsicherte Selbstständige mit 
dem Damoklesschwert P"ichtversiche-
rung. Anstatt dass jetzt Ruhe einkehrt, 
hat sich ihre Nachfolgerin Andrea Nahles 
(SPD) das Thema Scheinselbstständig-
keit und – erneut – eine Altersvorsorge-
p"icht für Selbstständige auf die Fahne 
geschrieben.

Dr. Lutz: Obwohl man das Thema 
Scheinselbstständigkeit inhaltlich eigent-
lich streng vom Thema Rentenversiche-
rungsp!icht trennen muss – beim einen 
geht es um Arbeitsrecht, beim anderen 
um Sozialversicherungsrecht –, werden 
beide Themen in engem Zusammenhang 
gesehen. Frei nach dem Motto: Wenn wir 
schon keine Rentenversicherungsp!icht 
für Selbstständige zustande bekommen, 
dann gehen wir einen anderen Weg, um 
die Menschen in die Rentenversicherung 
zu zwingen.

Noch mehr Bürokratie
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Warum waren 
und sind Sie gegen eine Versicherungs-
p"icht für Selbstständige?

Dr. Lutz: Diejenigen, die gut verdienen, 
betreiben von ganz allein Vorsorge für 
das Alter. Sie haben ein vitales Interes-
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Kollateralschaden für Selbstständige?
se daran, dass sie ihren Lebensstandard 
auch nach ihrem Berufsleben wahren 
können. Für diese Gruppe hätte eine 
Versicherungsp!icht zu einer enormen 
Bürokratie geführt. Für manche Selbst-
ständige hätte diese Versicherungsp!icht 
auch bedeuten können, dass sie eine 
nachhaltige Altersvorsorge (zum Beispiel 
Immobilienkauf) in eine andere Form der 
Altersvorsorge mit Verlust hätten umwan-
deln müssen. Dann gibt es natürlich auch 
die Gruppe von Selbstständigen, die un-
terhalb des Durchschnittsverdienstes 
liegen. Am Beispiel der „gut gemeinten“ 
Krankenversicherungsp!icht haben wir 
bereits sehen können, dass sie eben nicht 
dazu führt, dass alle Selbstständigen und 
Freiberu!er auf einen Schlag krankenver-
sichert sind. Stattdessen konnten Hun-
derttausende per Gesetz krankenversi-
cherungsp!ichtige Selbstständige ihre 
Beiträge nicht mehr zahlen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: In der Folge 
bauen die Betroffenen enorme Schulden 
gegenüber der Krankenversicherung auf.

Dr. Lutz: Und zum Arzt trauen sie sich 
trotzdem nicht. Wenn also jetzt beim 
Thema Altersvorsorge genau dasselbe 
passieren würde, kann das doch nicht 
richtig sein. Muss man stattdessen nicht 
ressortübergreifend darüber nachdenken, 
ob man einen reduzierten Mindestbeitrag 
einführt? In diesem Fall hätten die Selbst-
ständigen zukünftig auch mehr Geld, um 
mehr für ihre Altersvorsorge zu tun.

„Hexenjagd auf 
Scheinselbstständige“?

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Im Rahmen 
einer Petition fordert Ihr Verband jetzt 
„Schluss mit der Hexenjagd auf Schein-
selbstständige“.

Dr. Lutz: Wir haben uns sehr lange mit 
dem Begriff der Hexenjagd auseinan-
dergesetzt. Die Hexenjagd spiegelt das 
Gefühl der Verfolgung wider, das viele 
Selbstständige verspüren. Sie fühlen sich 
in ihrer selbstständigen Existenz bedroht. 
Mit unserem Engagement möchten wir si-
cherstellen, dass es in Deutschland auch 
in Zukunft möglich ist, Aufträge an Selbst-
ständige zu vergeben. Das muss eigent-
lich möglich sein, ohne dass man vorher 
einen Steuerberater oder einen Rechts-
anwalt fragen muss! Leider ist das heute 
oft nicht einmal mehr ausreichend. Häu-
"g ist zu hören, dass ein Selbstständiger 
aufgefordert wird, ein Statusfeststellungs-
verfahren in die Wege zu leiten. 6 bis 12 
Monate dauern solche Verfahren, und 
auch sie bringen keine wirkliche Rechts-
sicherheit.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Warum sollte 
die schwarz-rote Bundesregierung ein 
Interesse haben, begeisterungs- und in-

novationsfreudigen Entrepreneuren das 
Leben schwer zu machen?

Dr. Lutz: Das fragen wir uns natürlich 
auch. Vordergründig geht es dem Ar-
beitsministerium um die Bekämpfung von 
Missbrauch. Dieses Anliegen stößt bei 
uns auf offene Ohren, denn wir vertreten 
auch die Auffassung, dass Missbrauch 
mit effektiven Mittel bekämpft werden 
muss. Das darf aber nicht dazu führen, 
dass alle Selbstständigen zu Kollate-
ralschäden gemacht werden.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Genau davor 
fürchten sich doch viele Selbstständige, 
oder?

Dr. Lutz: Das Problem besteht darin, 
dass viele Auftraggeber verunsichert sind 
und zurückhaltender Aufträge an selbst-
ständig tätige Experten vergeben, obwohl 
das über Vermittler risikofrei möglich ist. 
Stattdessen beauftragen sie größere Be-
ratungsunternehmen, die ihnen anschlie-
ßend Angestellte ins Unternehmen schi-
cken. Daraus entsteht ein großer Wettbe-
werbsnachteil für viele Solo-Selbstständi-
ge. Anders ausgedrückt: Eine politische 
Maßnahme, die mit dem Schutz von 
Solo-Selbstständigen begründet wird, 
führt dazu, dass diese Marktteilnehmer 
keine Aufträge mehr bekommen. Viele 
Auftraggeber bieten ihren Auftragneh-
mern an, im Rahmen von Zeitarbeit bzw. 
befristeten Verträgen tätig zu werden. Ein 
echter Selbstständiger möchte das na-
türlich nicht! Der Gesetzgeber würde in 
diesen Fällen gut bezahlte selbstständige 
Tätigkeit in befristete Beschäftigung oder 
schlechter bezahlte Leiharbeit umwan-
deln. Das kann der Gesetzgeber nicht 
ernst meinen!

Das Risiko eines 
Statusfeststellungsverfahrens
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Was tun?

Dr. Lutz: Unisono wird empfohlen, sich 
nicht auf ein Statusfeststellungsverfahren 
einzulassen. Es ist völlig unvorhersehbar, 
was am Schluss herauskommt.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Ein zentraler 
Ansatzpunkt für die Rentenversicherung 
ist das Thema Bezahlung bei selbststän-
diger Beschäftigung.

Dr. Lutz: Ein Selbstständiger vereinbart 
mit seinem Auftraggeber häu"g eine Be-
zahlung nach Stunden, Tagen oder Mo-
naten. Solche Dienstverträge sind schon 
seit über 100 Jahren im BGB geregelt. 
Inzwischen ist es aber so, dass derartige 
Vereinbarungen als Kriterium für Schein-
selbstständigkeit gewertet werden kön-
nen. Wenn ein betroffener Selbstständi-
ger die Rentenversicherung fragt, wie er 
sich „korrekt“ bezahlen lassen soll, heißt 
es, dass er einen Werkvertrag abschlie-
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ßen soll. Das mag in dem einen oder an-
deren Fall kein Problem sein. Wenn ich 
mich aber in einem komplizierten IT-Pro-
jekt be"nde, bei dem die Anforderungen 
oft erst mit Expertenhilfe entwickelt wer-
den müssen und sich häu"g ändern, wäre 
eine Zusammenarbeit auf Werkvertrags-
basis für einen Solo-Selbstständigen wirt-
schaftlich untragbar.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Richten sich 
die Maßnahmen gegen Scheinselbst-
ständigkeit primär an Selbstständige und 
Freiberu"er in der IT-Branche?

Dr. Lutz: Betroffen sind alle Branchen, 
vor allem solche, in denen man viel Zeit 
beim Kunden verbringen muss. Aufgrund 
der räumlichen Nähe zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmer lässt sich in 
diesen Fällen eine Einbindung in die Or-
ganisation des Auftraggebers sowie Wei-
sungen durch den Kunden unterstellen.

Öffentliche Hand  
bezahlt oft schlecht
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Viele Kritiker 
bemängeln, dass der Staat als Auftrag-
geber überhaupt nicht mit gutem Beispiel 
vorangeht und billige Honorarkräfte (Do-
zenten, Lektoren, Musiktherapeuten) be-
auftragt. Das ist auch ein staatlich beauf-
tragtes und !nanziertes Heer von Schein-
selbstständigen, oder?

Dr. Lutz: Das passt überhaupt nicht zu-
sammen! Einerseits wirft der Staat der 
Privatwirtschaft vor, dass sie nicht korrekt 
arbeitet. Andererseits bezahlt die öffentli-
che Hand Selbstständige und Freiberu!er 
oft sehr schlecht. Es ist zu beobachten, 
dass angestellte Tätigkeit in diesem Seg-
ment in befristete Beschäftigungsverhält-
nisse umgewandelt wird. Das bekanntes-
te Beispiel für Scheinselbstständigkeit 
kommt aus dem Deutschen Bundestag. 
Daniel Moucha, ein Mitglied unserer Ar-
beitsgruppe, hat 9 Jahre für das Parla-
ment gearbeitet. Im Rahmen eines Sta-
tusfeststellungsverfahrens ging es um die 
Frage, ob die Bundestagsverwaltung ihn 
und seine Kollegen korrekt bezahlt und 
zu Recht als freie Honorarkräfte – und 
nicht als Angestellte – behandelt. Dabei 
kam heraus, dass der Bundestag ihn und 
seine Kollegen als Scheinselbstständige 
beschäftigt hat und damit gegen Vor-
schriften verstößt, die er selbst für alle 
Unternehmen im Land erlassen hat.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Den schwar-
zen Peter hat trotzdem Daniel Moucha, 
denn er bekommt seitdem von der Bun-
destagsverwaltung keine Aufträge mehr.

Dr. Lutz: Deswegen ist er mit uns der Auf-
fassung, dass mit dieser Gesetzgebung 
keiner gewinnen kann. Wenn die Rechts-
unsicherheit zu groß ist, gewinnt meistens 
immer der Mächtigere und nicht derjeni-
ge, der Recht hat. Für eine Einzelperson 
wie Daniel Moucha ist der Kraftaufwand, 
der für einen Gang durch die Instanzen 

notwendig ist, "nanziell und zeitlich kaum 
zu schaffen. Deswegen überlegen sich 
viele Selbstständige und ihre Auftragge-
ber, ob sie es auf eine Klage gegen die 
Rentenversicherung ankommen lassen 
wollen. Schließlich ist das ein mächtiger 
Gegner mit tiefen Taschen. Der DRV geht 
es letztendlich wohl auch darum, Präze-
denzurteile zu erwirken. Wenn man ein-
fach nur genügend Leute verklagt, kann 
man sich Präzedenzurteile erstreiten. In 
Kürze werden wir wohl erleben, welche 
Konsequenzen daraus erwachsen. Im 
Herbst 2015 soll der Gesetzesentwurf ge-
gen den Missbrauch von Werkverträgen 
auf den Tisch gelegt werden. Die Präze-
denzurteile bzw. die Praxis der Deutschen 
Rentenversicherung soll in einem Gesetz 
festgeschrieben werden.

Wann liegt „richtige“ 
Selbstständigkeit vor?
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: In einem Inter-
view mit der Zeitschrift »personalmaga-
zin« forderte Prof. Dr. Martin Henssler, 
der geschäftsführende Direktor des Insti-
tuts für Arbeits- und Wirtschaftsrecht an 
der Universität zu Köln, dass der Gesetz-
geber endlich Positivkriterien formulieren 
muss.

Dr. Lutz: Wenn eine dieser Positivkrite-
rien – zum Beispiel ein bestimmter Ver-
dienst pro Stunde – erfüllt wird, muss klar 
sein, dass in diesem Fall tatsächlich eine 
„richtige“ Selbstständigkeit vorliegt. Wenn 
ein Selbstständiger ein Mehrfaches des 
gesetzlich vorgeschriebenen Mindest-
lohns verdient, sollte er schließlich in der 
Lage sein, seine Sozialversicherungsbei-
träge zu bezahlen. Außerdem sollte man 
in diesen Fällen davon ausgehen dürfen, 
dass diese Honorare kostendeckend sind.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Apropos Min-
destlohn. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung hat errechnet, dass 
18 Prozent der Solo-Selbstständigen 
weniger als 5 € netto verdienen. DIW-
Forschungsdirektor Prof. Dr. Alexander 
S. Kritikos sagte daraufhin: „Die Zahl der 

Kümmer-Existenzen ist höher als ich er-
wartet hatte.“

Dr. Lutz: Ich habe mich intensiv mit die-
ser Studie auseinandergesetzt. Prof. Kriti-
kos hat anhand des sozio-ökonomischen 
Panels das Nettoeinkommen von Selbst-
ständigen und Angestellten verglichen. 
Dabei wurde zwischen Solo-Selbststän-
digen und Selbstständigen mit Mitarbei-
tern differenziert. Die zugehörige Pres-
semitteilung hat das DIW mit dem Satz 
überschrieben: „Und Selbstständigkeit 
lohnt sich doch.“ Man hatte geringere Ein-
künfte erwartet. Die Studie kam zu dem 
Ergebnis, dass Solo-Selbstständige im 
Durchschnitt rund 2,50 € netto mehr pro 
Stunde verdienen als Angestellte. Leider 
hat sich die Presse nur auf die Aussage 
gestürzt, dass ein bestimmter Teil der 
Selbstständigen nur über ein geringes 
Nettoeinkommen verfügt. Das führt dazu, 
dass in Teilen der Medien kommuniziert 
wird, dass die Solo-Selbstständigen alle 
prekär leben und arbeiten. Schnell steht 
dann das Wort von der „Kümmer-Exis-
tenz“ im Raum. Und von dort ist es häu"g 
nicht mehr weit bis zur Behauptung, dass 
der Großteil der Solo-Selbstständigen in 
Wirklichkeit aus Scheinselbstständigen 
besteht.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Das grenzt 
schon an Diskriminierung, oder?

Dr. Lutz: Mit der Gleichsetzung von Solo- 
und Scheinselbstständigkeit werden nicht 
nur alle Solo-Selbstständigen herabge-
würdigt, sondern zugleich ihre Auftrag-
geber als Sozialbetrüger kriminalisiert 
und verunsichert. Deshalb wehren wir 
uns massiv gegen solche Verallgemeine-
rungen. Dahinter stehen Vorurteile, aber 
auch der Versuch, sich lästiger Wettbe-
werber zu entledigen, etwa im Handwerk. 
Unsere Strategie beim VGSD ist dabei, 
mit allen Seiten zu sprechen, um letztend-
lich zu einer differenzierten Betrachtungs-
weise beizutragen.

Über die Rolle  
der Gewerkschaften
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Besonders bei 
den Gewerkschaften stößt Ihr Engage-
ment auf wenig Gegenliebe.

Dr. Lutz: Als die »taz« vor wenigen Wo-
chen über unsere Petition berichtete, 
äußerte sich Andreas Henke von ver.di 
kritisch – und er war da nicht der erste 
Gewerkschafter. Er äußerte Verständnis 
für die strengen Prüfungen der Deutschen 
Rentenversicherung und "ndet es „richtig, 
dass auf das Entgelt für abhängige Arbeit 
Sozialversicherungsbeiträge in das Soli-
darsystem eingezahlt werden“ (Andreas 
Henke). Die Gewerkschaften wollen die 
P!ichtmitgliedschaft der Selbstständigen 
in der Rentenversicherung und verübeln 
dem VGSD, dass wir uns dagegen vor 3 
Jahren erfolgreich gewehrt haben. Durch 
immer strengere Kriterien aus Selbststän-

DR. ANDREAS LUTZ
Foto: Detlef Fleischer
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digen Scheinselbstständige zu machen, 
führt aber nur zu Rechtsunsicherheit und 
verschlechtert die Situation für die Solo-
Selbstständigen statt sie zu verbessern.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Der DGB-
Vorsitzende Reiner Hoffmann hat es 
sogar gegenüber der »Tagesschau« fer-
tiggebracht, Solo-Selbstständigkeit und 
Scheinselbstständigkeit gleichzusetzen. 
Wörtlich: „Im Kontext von Digitalisierung, 
Industrie 4.0 oder Smart Services erle-
ben wir gerade, dass massenhaft neue 
so genannte ‚Solo-Selbstständigkeit‘ 
oder ‚Scheinselbstständigkeit‘ entsteht.“

Dr. Lutz: Viele unserer Mitglieder haben 
sich über diese Aussage sehr geärgert. 
Wir haben einen Brief an Reiner Hoff-
mann geschrieben, und er hat deutlich 
gemacht, dass seine Aussage missver-
standen wurde.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Reden Sie 
noch mit der Gewerkschafts-Seite?

Dr. Lutz: Bei allem Dissens wollen wir 
einen sachlichen Dialog mit den Gewerk-
schaften, der dann hoffentlich zu einem 
gemeinsamen Problemverständnis führt. 
Das erwarten auch unsere Mitglieder. Der 
Brief an Reiner Hoffmann hat zu einer 
Einladung nach Berlin und zu einem kon-

struktiven Gespräch geführt. Wir haben 
uns auch mit selbstständigen Gewerk-
schaftsmitgliedern von der Basis getrof-
fen, die ja die Folgen der Rechtsunsicher-
heit am eigenen Leib erleben. Wir möch-
ten dafür werben, wirksame Mechanis-
men zu schaffen, um einen Missbrauch 
zu verhindern. Das darf aber auf keinen 
Fall dazu führen, dass alle Selbstständi-
gen zu einem Kollateralschaden werden!

Selbstständige  
an den Verhandlungstisch

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Im Gegensatz 
zu Ihrem Verband sitzen die Gewerk-
schaften allerdings auch mit am Verhand-
lungstisch.

Dr. Lutz: Deswegen fordern wir, dass 
auch wir Selbstständigen am Verhand-
lungstisch einen Platz bekommen und 
unsere Position selbst vertreten dürfen. 
Auch die Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di vertritt Selbstständige, darunter vie-
le Journalisten und freiberu!iche Lehrer. 
Das sind aber nicht alle Selbstständigen. 
Außerdem sind die Gewerkschaften vor 
allem den Interessen der Angestellten mit 
unbefristeten Arbeitsverträgen verp!ich-
tet. Ich halte es aber für unrealistisch, alle 

Beschäftigungsformen an diesen Stan-
dard angleichen zu wollen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Ein gutes 
Stichwort. In meinen Augen stammen 
viele (gewerkschafts-) politische Vorstel-
lungen und Gesetze aus den Zeiten der 
Industriegesellschaft und haben mit der 
heutigen Arbeitswirklichkeit von Selbst-
ständigen und digitalen Nomaden, die 
„Nine-to-!ve-Jobs“ und Präsenzkultur 
ablehnen, nicht viel gemein.

Dr. Lutz: Wir haben es heute verstärkt mit 
der Ökonomie einer Wissensgesellschaft 
zu tun. Es geht nicht mehr ausschließlich 
um Investitionen in Maschinen, sondern 
immer mehr um Investitionen in den Kopf. 
Für diese Veränderungsprozesse benö-
tigt man einen Regelungs- und Schutz-
bedarf. Die Selbstständigen haben durch-
aus ein Interesse daran, einen fairen und 
nicht diskriminierenden Zugang zur Sozi-
alversicherung zu erlangen. Es ist aber 
so, dass bisherige politische Antworten 
auf diese Fragestellungen meist aus dem 
Fundus des Industriezeitalters stammen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Frei nach dem 
Motto: Wir machen aus den Selbststän-
digen Scheinselbstständige, aus denen 
dann irgendwann Angestellte mit un-
kündbaren Verträgen werden.

In Anbetracht der weiter bestehenden Unsi-
cherheiten im EURO-Raum und der Gefahr 
eines wiederaufkeimenden kalten Krieges 
sowie der Schwäche der BRIC-Staaten kann 
das Kredit-und Forderungsmanagement ein 
wesentlicher Anker sein, um Risiken zu mini-
mieren und Geschäftsverbindungen zu stabi-
lisieren – auch in wirtschaftlich und politisch 
schwierigen Regionen.
Somit erhält auch in diesem Jahr das Schwer-
punktthema „Internationales Forderungsma-
nagement“ der 6. Kreditrisiko- und Forde-
rungsmanagement-Tage durch die aktuelle 
politische und wirtschaftliche Entwicklung 
weiter Aktualität. Wirksame Strategien zeich-
nen sich dabei vor allem dadurch aus, dass 
Risiken präzise analysiert werden und solide 
Unternehmens"nanzen immer im Kern der 
Aufmerksamkeit stehen. Es kommt also auf die 
Faktenlage an. Nur wer weitere Dimensionen 
des Ausfallrisikos erkennt, schützt sich vor 
schnellen Bonitätsurteilen.

Die 6. Kreditrisiko- und Forderungs-
management-Tage mit dem Schwerpunkt 
„B2B“ stellen die neuesten Ansätze zur Dis-
kussion.
In diesem Jahr werden mit 9 Praxisbeispielen 
die Sichtweisen der Anwender neben einigen 
Lösungsanbietern zu hören sein. Sie können 
sich an nur einem Tag vor Ort über Lösungen 
und Strategien im Bereich Kreditrisiko-und 
Forderungsmanagement informieren und sich 
mit Kollegen und Experten austauschen. Nut-
zen Sie die Gelegenheit und erfahren Sie, wie 
Sie Ihre Prozesse im Bereich Kreditrisiko und 
Forderungsmanagement weiter optimieren und 
somit effizienter gestalten können.

Jetzt anmelden unter: www.kredit-risiko-management.de
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Dr. Lutz: Das ist aber völlig an der Re-
alität vorbei! Der Bedarf der Wirtschaft 
schreit ja regelrecht nach mehr Flexibilität 
und besteht gerade darin, dass ein Un-
ternehmen sich Expertenwissen !exibel 
hinzukaufen kann und dafür auch bereit 
ist, einen höheren Preis zu zahlen. Es ist 
nicht genügend Zeit, die passenden Leu-
te anzustellen oder betriebsintern auszu-
bilden. Diese Veränderungsprozesse sind 
in vielen Köpfen scheinbar noch nicht 
angekommen. Nur so ist für mich zu er-
klären, dass in Berlin unzeitgemäße Ent-
scheidungen „über“ die Selbstständigen 
getroffen werden. Es wäre wichtig, dass 
man „mit“ uns über moderne Formen der 
Selbstständigkeit sprechen würde. Gerne 
würden wir der Politik unsere Perspektive 
auf die sich rasant verändernde Berufs-
welt vermitteln.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Die politische 
Auseinandersetzung um die Selbststän-
digkeit fällt in eine Zeit, in der die Zahl der 
Existenzgründer deutlich zurückgeht. Der 
DIW-Arbeitsmarkt-Experte Karl Brenke 
ist zu dem Ergebnis gekommen, dass „in 
nahezu allen Wirtschaftsbereichen“ die 
Zahl der Selbstständigen in der Zeit von 
2011 bis 2014 abgenommen hat.

Dr. Lutz: In der Tat haben wir zurzeit 
auch ein demographisches Problem bei 
den Selbstständigen. Seit mehreren Jah-
ren verzeichnen wir einen Netto-Rück-
gang der Zahl von Selbstständigen. Das 
scheint die Regierungspolitiker allerdings 
nicht zu interessieren. Im Gegenteil. Wir 
stellen fest, dass das Bundeswirtschafts-
ministerium weitere wichtige Förderungen 
abschafft. Während man einerseits eine 
„Neue Gründerzeit“ verkündet, schafft 
man andererseits am gleichen Tag die 
BAFA-Schulungsförderung ab. Sie war 
ein wichtiges Instrument, damit Gründer 
und Selbstständige Zugang zu Know-
how bekommen. Wenn man diese Mittel-
streichung damit begründet, dass dieses 
Know-how im Internet oder in Büchern 
nachzulesen ist, muss die Frage erlaubt 
sein, warum man 30 Jahre lang derartige 
Seminare gefördert hat. Manches Wissen 
lässt sich auch im Internet-Zeitalter nur im 
persönlichen Kontakt vermitteln. Kurzum: 
Wenn man jetzt also die Gründungsför-
derung weitgehend abschafft und zu-
gleich zusätzliche bürokratische Hürden 
aufbaut, wird man in der Konsequenz 
tatsächlich immer weniger Gründungen 
produzieren.

Droht die Verstaatlichung  
der Gründungsberatung?

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Welche Konse-
quenzen erwachsen daraus, dass so vie-
le Förderprogramme abgebaut wurden?

Dr. Lutz: Ich befürchte eine Verstaatli-
chung der Gründungsberatung. Wir wer-
den in eine Situation geraten, in der nur 
noch öffentliche Stellen und Kammern 
Beratung anbieten werden. Die Kammern 

verfügen aufgrund der P!ichtbeiträge 
über entsprechende Finanzierungsmög-
lichkeiten. Diese Verstaatlichung der Be-
ratung "nde ich bedauerlich, weil staatli-
che Stellen oft sehr weit von der Praxis 
entfernt sind. Deshalb sind sie häu"g 
nicht in der Lage, besonders kleinen Un-
ternehmen effektiven und glaubwürdigen 
Rat zu geben. Von daher sehe ich diesen 
Verstaatlichungstrend als sehr problema-
tisch an.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: In meinen Au-
gen völlig an der Realität vorbei, schreibt 
»SPIEGEL ONLINE«: „Die deutsche Start-
up-Szene vibriert, Gründer ist der neue 
Sehnsuchtsberuf.“ Stattdessen warnt 
die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« 
zutreffender, dass das „Gründerklima in 
Deutschland bestenfalls wechselhaft“ ist. 
DIHK-Präsident Eric Schweitzer spricht 
sogar von einer „Gründungsmisere“.

Dr. Lutz: An dieser Entwicklung sind die 
Industrie- und Handelskammern nicht 
ganz unschuldig, denn sie haben in mei-
ner Wahrnehmung eine wichtige Rolle 
beim Abbau des Gründungszuschusses 
gespielt. Auch bei den Kürzungen von 
anderen Gründungsförderungen haben 
sie sich der Politik nicht in den Weg ge-
stellt. Wenn man jetzt den Gründern man-
gelnden Mut vorwirft, verkehrt man damit 
Ursache und Wirkung. Wichtig wäre viel-
mehr, dass wir nicht nur Hightech-Start-
ups als wünschenswert und förderungs-
würdig ansehen, sondern dass wir auch 
die Bedeutung der breiten Masse der 
Gründer erkennen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Erwarten Sie 
sich für Solo-Selbstständige mehr Aner-
kennung und Unterstützung von Seiten 
der Kammern und Innungen?

Dr. Lutz: Ja! Die Mehrzahl der Mitglieder 
in den Industrie- und Handelskammern 
sowie Handwerksinnungen sind schließ-
lich Solo-Selbstständige. Aus repräsenta-
tiven und demokratischen Gründen wäre 
es angebracht, dass sich diese Insti-
tutionen viel mehr mit ihren kleinen Mit-
gliedern beschäftigen und sie zu einem 
positiven Verhältnis gegenüber den Solo-
Selbstständigen "nden. Es ist ein Fehler, 
diese Selbstständigen ausschließlich 
unter dem Aspekt zu betrachten und zu 
behandeln, als ob es sich bei ihnen um 
eine Vorstufe eines größeren Unterneh-
mens handelt. Der Trend geht ja in allen 
europäischen Ländern in Richtung Solo-
Selbstständigkeit. In unserer Wissensge-
sellschaft nimmt der Bedarf an Indepen-
dent Professionals (iPros) zu, die zu be-
stimmten Themen Wissen erwerben und 
dieses Know-how anderen Unternehmen 
!exibel zur Verfügung stellen. Das ist eine 
überaus attraktive Gruppe, deren wach-
sende Bedeutung die Politik noch nicht 
ausreichend erkannt hat.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Viele Alleinun-
ternehmer treffen bewusst die Entschei-
dung, dass sie keine Angestellten haben 
wollen. 

Dr. Lutz: Aus gutem Grund. Sie wollen 
ihre Fähigkeiten und Ideen alleine ver-
markten, weil sie Freude an ihrer Arbeit 
haben. Sie wissen, dass sie sich mit zu-
nehmender Unternehmensgröße plötzlich 
in einer Manager-Funktion wieder"nden 
würden.

Kreative Unternehmer  
und die Mühlen der Bürokratie

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Besonders 
viele Kreative wollen „sich nicht mit Steu-
er- und Arbeitsrecht beschäftigen, mit 
Märkten und Zielgruppen, mit Business-
plänen und Finanzierung“, schreibt Mi-
chael Bretz in einer ZEW-/Creditreform-
Analyse über junge Unternehmen.

Dr. Lutz: Wer wollte ihnen das verübeln? 
Beim Thema Businessplan möchte ich 
allerdings Herrn Bretz widersprechen, 
denn auch ein 1-Personen-Unternehmen 
braucht einen Businessplan! Grund-
sätzlich ist es aber tatsächlich so, dass 
Selbstständige vor lauter Bürokratie oft 
nicht mehr zu den Dingen kommen, die 
ihnen eigentlich Spaß machen und mit 
denen sie ihr Geld verdienen. Diese Er-
fahrung machen über kurz oder lang be-
sonders die Solo-Selbstständigen, die 
die bürokratischen P!ichten nur begrenzt 
delegieren können und deshalb überpro-
portional viel Zeit für die Erfüllung dieser 
P!ichten benötigen, soweit sie überhaupt 
alle kennen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Inwieweit hat 
diese fehlende Unterstützung auch et-
was mit einer pessimistischen Grundein-
stellung gegenüber Entrepreneuren zu 
tun? Andreas von Bechtolsheim, ein in 
den USA lebender und milliardenschwe-
rer Informatiker, sagte gegenüber dem 
»Handelsblatt«: „Bei einer Neugründung 
kommt immer gleich die Frage: Schafft 
die Firma das, oder sind die nicht sofort 
pleite?“

Dr. Lutz: Wir haben seit 2003 eine po-
sitive Entwicklung in Deutschland erlebt. 
Viele Menschen haben sich selbstständig 
gemacht und sind auch wirtschaftlich er-
folgreich gewesen. Diese Gründer wollten 
und wollen mehr Eigenverantwortung für 
sich übernehmen. Angesichts des Fach-
kräftemangels sollen die Menschen heute 
plötzlich anders denken. Ich bin fest da-
von überzeugt, dass der Fachkräfteman-
gel und das Thema Rentenversicherung 
2 ausschlaggebende Gründe dafür sind, 
dass die Politik momentan eher gegen 
die Selbstständigkeit arbeitet. Mehr noch: 
In den Arbeitsagenturen wird den Grün-
dungswilligen ihr Vorhaben oft regelrecht 
ausgeredet, um keinen Gründungszu-
schuss zahlen zu müssen. Das ist aller-
dings sehr kurzsichtig, wir brauchen von 
der Politik dringend eine langfristigere 
Orientierung. Es kann schließlich nicht 
sein, dass eigenverantwortliches Den-
ken und Handeln heute gut und morgen 
schlecht ist. Langfristig geht der Trend oh-
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nehin dahin, dass die Wirtschaft mehr ei-
genverantwortliche, selbst denkende und 
auf ihre Fortbildung achtende Wissensar-
beiter brauchen wird.

Kredite auch für  
verwegene Businesspläne?
WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Mehr Opti-
mismus und Unterstützung würden sich 
viele Startups auch von den Kreditinsti-
tuten erwarten. Salopp heißt es in Grün-
derkreisen: „Wenn Du von Deiner Haus-
bank 500.000 € haben willst, musst Du 
600.000 € Sicherheiten mitbringen.“

Dr. Lutz: Wir hören, dass die Politik der 
Banken beim Thema Kreditvergabe sehr 
unterschiedlich ist. Manche Institute sind 
offen für neue Ideen, während andere 
Banken nahezu jede kleinere Kreditanfra-
ge abblocken. In der Gründerszene wird 
die Kreditvergabe demzufolge als schwie-
rig wahrgenommen. Trotzdem haben Kre-
dite für die Masse der Gründungen wei-
terhin eine wichtige Bedeutung.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Johan Aurik 
von der Management-Beratungs!rma 
A.T. Kearney kritisiert im »Handelsblatt«: 
„Den Banken fehlt meist Erfahrung und 
Expertise, um die teils verwegen klingen-
den Businesspläne von Existenzgründern 
beurteilen zu können.“

Dr. Lutz: Deshalb ist es unseres Erach-
tens auch so wichtig, dass es in den 
Kreditinstituten spezialisierte Einheiten 
gibt. Diesen Einheiten muss innerhalb 
der Bank eine gewisse Freiheit gewährt 
werden, damit sie ihr Know-how anwen-
den bzw. Erfahrungen sammeln können. 
Es gibt diese Einheiten bereits in einigen 
Kreditinstituten. Leider baut die Masse 
der Banken nach wie vor viele Negativkri-
terien auf, die letztendlich zur Ablehnung 
auch vieler aussichtsreicher Vorhaben 
führen. Ich hoffe, dass sich diese Banken-
politik ändern wird. Wenn Institute ähnlich 
wie im Privatkundengeschäft Standard-
produkte für kleine Firmenkunden entwi-
ckeln würden, könnte dies durchaus auch 
eine Marktchance für diese Banken sein.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Was halten Sie 
von Crowdfunding als Alternative zum 
klassischen Bankenkredit?

Dr. Lutz: Der Aufwand für eine Crowd-
funding-Kampagne ist erheblich. Ich sehe 
daher den großen Erfolg des Crowdfun-
dings dort, wo es um innovative Produkte 
und Produktideen geht. Diese Kampag-
nen dienen häu"g dazu, zu erfahren, in-
wieweit die Bereitschaft besteht, ein be-
stimmtes Produkt zu kaufen und dessen 
Produktion vorzu"nanzieren. In diesem 
Segment "nde ich Crowdfunding hervor-
ragend. Wenn es darum geht, einen klas-
sischen Kredit zu ersetzen, sehe ich sehr 
viele Bereiche, in denen ich auf Firmen-
kredite nicht verzichten wollte.

Über die (fehlende) Kultur  
des Scheiterns

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Manche gute 
Idee und mancher Bankenkredit kann 
nicht verhindern, dass Träume von 
Selbstständigen wie Seifenblasen zer-
platzen. Am Ende der Fahnenstange 
steht die Liquidation oder die – oft als 
Schande angesehene – Insolvenz des 
Unternehmens. Brauchen wir in Deutsch-
land – wie Johan Aurik im »Handelsblatt« 
forderte – einen Bewusstseinswandel 
und eine „Kultur des Scheiterns“?

Dr. Lutz: Studien zeigen, dass Selbst-
ständige ganz überwiegend auch nach 
einem Scheitern anderen Selbstständi-
gen eine Gründung empfehlen würden. 
Ganz sicher würden sie selbst nicht mehr 
dieselben Fehler machen. Eine Phase 
der Selbstständigkeit quali"ziert, auch 
für eine Festanstellung, weil man durch 
die gewonnenen Erfahrungen viel markt- 
und lösungsorientierter denkt. Trotzdem 
sollten wir die Gründer natürlich so gut 
beraten, dass sie sich die Erfahrung des 
Scheiterns möglichst ersparen können.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Wie stehen Sie 
zu Haftungsbeschränkungen?

Dr. Lutz: Eine Haftungsbeschränkung 
ist für viele Gründer und Selbstständige 

attraktiv. Die Mehrzahl der Existenzgrün-
der macht sich aber als Einzelunterneh-
mer bzw. bei Teamgründungen als GbR 
selbstständig. Um es sich gerade am An-
fang so einfach wie möglich zu machen 
und eine Geschäftsidee so schnell wie 
möglich austesten zu können, würde ich 
den meisten Gründern zu diesen Rechts-
formen raten. Funktioniert das Geschäfts-
modell, kann man dann immer noch eine 
Kapitalgesellschaft gründen.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Statt Häme 
und Schadenfreude über einen geschei-
terten Unternehmer zu schütten, müssten 
wir zu einer Kultur der 2. Chance kom-
men.

Dr. Lutz: Der FDP-Vorsitzende Christian 
Lindner hat dies in seiner Düsseldorfer 
Wutrede, in der er seine Partei als libe-
rale Schutzmacht für alle Risikobereiten 
und Gründungswilligen darstellte, sehr 
deutlich formuliert. Wer es nicht versucht 
hat, kann natürlich auch nicht scheitern! 
Ich bringe Unternehmern, die insolvent 
gegangen sind, einen größeren Respekt 
entgegen, als Menschen, die sich immer 
selbstständig machen wollten und sich 
nie getraut haben.

WIRTSCHAFTSSPIEGEL: Das Lied „Im-
mer wieder aufstehen“ könnte zum Motto 
der gescheiterten Unternehmer werden, 
die seit einiger Zeit in Großstädten auf 
so genannten „Fuckup Nights“ auftre-
ten und vor großen Auditorien über ihren 
Schiffbruch sprechen.

Dr. Lutz: Beim Konzept der „Fuckup 
Nights“ "nde ich sehr schön, dass sich 
Menschen trauen, über Dinge zu spre-
chen, die nicht funktioniert haben. Da-
raus kann man schließlich am meisten 
lernen. Sie kennen bestimmt das Zitat: 
„Jeder Fehler ist schon einmal gemacht 
worden, nur noch nicht von jedem.“ Ich 
sehe meine Aufgabe deshalb auch darin, 
anderen Menschen das Machen von Feh-
lern zu ersparen. Das setzt natürlich eine 
gewisse Beratungsaffinität voraus. Man-
che Menschen möchten die Fehler lieber 
selbst machen.

Das Gespräch führte Detlef Fleischer

Die Zukunft des Bezahlens ist da:
das NFC-Terminal mit girogo.
3UR¿�WLHUHQ�DXFK�6LH�YRP�NRQWDNWORVHQ�%H]DKOHQ��

+ROHQ�6LH�VLFK�MHW]W�,KU�1)&�7HUPLQDO��,KUH�.XQGHQ�KDOWHQ�QXU�
NXU]�GLH�.DUWH�GDUDQ�²�IHUWLJ�����0LOOLRQHQ�6SDUNDVVHQ&DUGV�
VLQG� EHUHLWV� PLW� JLURJR� DXVJHVWDWWHW�� 1XW]HQ� 6LH� GHVKDOE�
VFKRQ�KHXWH�GLH�%H]DKOZHLVH�YRQ�PRUJHQ��0HKU�,QIRUPDWLR�
nen bei uns oder unter girogo.sparkasse.de


